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Terminhinweise

Wiederholung
Dienstag, 7. September, 11 Uhr, Rathaus, Zimmer 211

Aubinger Kinder besuchen Bürgermeisterin Christine Strobl im Rathaus
und bringen große, selbstgebastelte „Wunschvögel“ aus dem Stadtviertel
mit, um die Botschaften der Kinder zum diesjährigen Weltkindertag zu
überbringen. Der 22. Weltkindertag in München wird am 20. September
unter dem Motto „Grenzenlos spielen – Stadtteile verbinden“ im Stadt-
bezirk Aubing - Lochhausen - Langwied gefeiert.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.

Wiederholung
Dienstag, 7. September, 11 Uhr, Referat für Arbeit und Wirtschaft,

Raum 5.25, Herzog-Wilhelm-Straße 15

Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt
München, stellt die neuen Dienstleistungen des Projekts power_m für
Arbeitgeber zur Personalgewinnung vor. Das öffentlich geförderte Modell-
projekt unterstützt zukünftig Arbeitgeber mit kostenfreien Angeboten da-
bei, Wiedereinsteigerinnen einzustellen. Silvia Josephi, Geschäftsführerin
des mittelständischen Unternehmens Schwan & Partner, berichtet über
Erfahrungen mit Wiedereinsteigerinnen in ihrem Unternehmen.

Mittwoch, 8. September, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Bürgermeister Hep Monatzeder informiert im Rahmen einer Pressekon-
ferenz zum aktuellen Stand der Radverkehrsförderung in München mit
Schwerpunkt Infrastrukturausbau und gibt einen Überblick zu geplanten
Infrastrukturprojekten.

Donnerstag, 9. September, 11 Uhr, Rathaus, Ratstrinkstube

Pressegespräch „Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern (von null
bis zehn Jahren) in München 2010/2011“ mit Bürgermeisterin Christine
Strobl und Stadtschulrat Rainer Schweppe. Themen sind u.a. die aktuellen
Platzzahlen und Versorgungsgrade in den Bereichen Krippe (null bis drei
Jahre) und Kindergarten (drei bis sechs Jahre) sowie die immer stärker
nachgefragten Nachmittags- beziehungsweise  Ganztagsangebote für
Grundschulkinder (sechs bis zehn Jahre).
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Donnerstag, 9. September, 19 Uhr, Café Luitpold, Brienner Straße

Oberbürgermeister Christian Ude spricht Grußworte zur offiziellen Eröff-
nung des Cafés Luitpold nach einer mehrmonatigen Umbauphase im
Luitpoldblock.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 13. September, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Mehlfeld’s“, Guardinistraße 98 a (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Zu Beginn der Sitzung fin-
det eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Johann Stadler statt.

Meldungen

Toleranzpreis für Patenprojekt „Aktiv gegen Wohnungslosigkeit“

(6.9.2010) Das Patenprojekt „Aktiv gegen Wohnungslosigkeit“ des Am-
tes für Wohnen und Migration im Sozialreferat ist in einem bundesweiten
Wettbewerb vom „Bündnis für Demokratie und Toleranz – gegen Extre-
mismus und Gewalt“ (BFDT) als eines von sieben Projekten aus Bayern
ausgezeichnet worden. Das vom Sozialreferat 1993 ins Leben gerufene
Patenprojekt „Aktiv gegen Wohnungslosigkeit“ wurde wegen seines kon-
kreten zivilgesellschaftlichen Engagements für ein friedliches Miteinander
in der multikulturellen Gesellschaft als „vorbildlich“ ausgezeichnet. Bei
dem Projekt engagieren sich  Bürgerinnen und Bürger, die zum Teil selbst
Migranten sind, freiwillig und unentgeltlich als Paten für Familien und Ein-
zelpersonen in schwierigen sozialen Situationen. Die Projektleitung steht
ihnen dabei unterstützend zur Seite. Die Paten begleiten Wohnungslose
und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen in München, unterstützen
sie unter anderem bei der Wohnungssuche, Behördenangelegenheiten,
Schriftverkehr, Deutsch lernen oder gemeinsamen Freizeitaktivitäten. In
vielen Fällen entstehen persönliche Beziehungen.
Die Ehrenamtlichen erhalten Einführungen und Fortbildungen in interkultu-
reller Kommunikation und in allen für ihre Tätigkeit notwendigen Themen-
bereichen. Das Amt für Wohnen und Migration organisiert gemeinsame
Ausflüge von Paten und Patenschaften. Derzeit engagieren sich 69 Patin-
nen und Paten für 81 Patenschaften.
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Wer sich für die Mitarbeit im Patenprojekt „Aktiv gegen Wohnungslosig-
keit“ interessiert, kann sich gerne an Carola Bamberg wenden unter Tele-
fon 2 33-4 06 72 oder patenprojekt.soz@muenchen.de

Große Billy-Wilder-Retrospektive im Filmmuseum

(6.9.2010) Das Filmmuseum im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz
1, widmet dem 1906 in Österreich geborenen Samuel Wilder – zunächst
genannt Billie, dann Billy –, dem österreichisch-amerikanischen Drehbuch-
autor, Filmregisseur und Produzenten, eine Retrospektive aller seiner euro-
päischen und amerikanischen Spielfilme sowie seiner Drehbucharbeiten
aus seiner Zeit in Deutschland. Die Reihe umfasst insgesamt 39 Filme, die
alle im Original (mit Untertiteln) gezeigt werden.
Billy Wilder begann noch in der Stummfilmzeit in der Filmbranche zu arbei-
ten: zunächst als Drehbuchautor in Berlin mit Filmen wie „Menschen am
Sonntag“ (1930) von Robert Siodmak und Edgar G. Ulmer und dem frühen
Tonfilm „Emil und die Detektive“ (1931) von Gerhard Lamprecht. Auch für
sein großes Vorbild Ernst Lubitsch, der wie Wilder wegen seiner jüdischen
Herkunft später nach Amerika emigrierte, schrieb er Drehbücher, etwa für
„Bluebeard’s Eighth Wife“ (1938) und „Ninotchka“ (1939) mit Greta Garbo.
Wilder wirkte stilbildend im Bereich der Filmkomödie und des Dramas und
erhielt als Regisseur und Drehbuchautor sowohl von Komödien wie „Some
like it Hot“ (1959) und „Irma la Douce“ (1963) als auch mit dramatischen
Filmen wie „The lost Weekend“ (1945), „Sunset Boulevard“ (1950) und
„Witness for the Prosecution“ (1957) mit Marlene Dietrich weltweit An-
erkennung. Sein Werk umfasst mehr als 60 Filme, die in über 50 Jahren
entstanden.
Billy Wilders Regiestil ist vor allem von seiner Herkunft aus dem schrei-
benden Fach geprägt. Als Autor etlicher Drehbücher glaubte er an die
Macht und Bedeutung des Drehbuches wie kaum ein anderer. Er ließ, wie
Hitchcock, bei den Dreharbeiten kaum Änderungen zu, lehnte aber allzu
extravagante Kameraeinstellungen ab, weil sie das Publikum von der
Handlung ablenken könnten. Dennoch war ihm die Bildgestaltung sehr
wichtig. Häufig nutzte er das breite CinemaScope-Format (wie in „Das
Appartement“), um etwa die Einsamkeit seines Protagonisten darzustel-
len. Wilder liebte den Schwarzweißfilm und nutzte ihn noch, als der Farb-
film längst Standard war.
Wilders Filme zeichnen sich durch eine straffe Handlung und spritzige grif-
fige Dialoge aus. Durch seinen eher konservativen Regiestil konnte er im
Gegensatz dazu in den Handlungen oft die Grenzen des Unterhaltungs-
filmes durchstoßen und teils schlüpfrige Details und nach den geltenden
Moralvorstellungen anstößige Themen in seinen Filmen realisieren, um
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der Gesellschaft den moralischen Spiegel vor die Nase zu halten. So the-
matisierte er gleich in seiner ersten Regiearbeit ein Liebesverhältnis zwi-
schen einem Erwachsenen und einer Minderjährigen, was im besonders
im Wortspiel des Originaltitels „The Major and the Minor“ deutlich wurde.
Er ließ Männer in Frauenkleidern spielen, wie in seinem wohl bekannte-
sten Film „Some like it Hot“ (1959), und schuf so die Grundlage, um eine
Fülle anzüglicher und hintergründiger Anspielungen unterzubringen. Ehe-
bruch kommt in zahlreichen Variationen in seinen Filmen vor, ebenso Pro-
stitution oder Homosexualität. Seine Protagonisten sind keine strahlenden
moralischen Helden, sondern oft eher normale Durchschnittsmenschen
mit Fehlern und Schwächen, die erst bei besonderen Herausforderungen
über sich hinauswachsen. Als „alter ego“ diente dafür mehrfach der
Schauspieler Jack Lemmon, mit dem er 1981 auch seinen letzten Film
„Buddy Buddy“ – im Duo mit Walter Matthau – drehte. Billy Wilder starb
am 27. März 2002 in Los Angeles.
Informationen zu den Titeln und Terminen der Retrospektive sind unter
www.filmmuseum-muenchen.de zu finden. Pressefotos können auf An-
frage gerne zugeschickt werden.
Der Eintritt kostet 4 Euro, ermäßigt 3 Euro. Aufschlag bei Überlänge. Kar-
tenvorbestellungen sind unter Telefon 2 33-9 64 50 möglich.

Führung durch die Ausstellung „Das Oktoberfest 1810 - 2010“

(6.9.2010) Nina Koschnick führt am Donnerstag, 9. September, um 16 Uhr
auf den Spuren der 200-jährigen Festgeschichte durch die Ausstellung
„Das Oktoberfest 1810 - 2010“ im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-
Platz 1, und vergegenwärtigt anhand von zahlreichen Objekten, Ton- und
Bildzeugnissen den Wandel vom bayerischen Nationalfest monarchischer
Prägung zum größten Bierfest der Welt mit bayerischem Image. Treffpunkt
ist im Foyer. Der Museumseintritt kostet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro. Die
Führungsgebühr beträgt 6 Euro.

http://www.filmmuseum-muenchen.de
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 6. September 2010

Verantwortlichkeiten beim Klinik-Hygieneskandal

Anfrage Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 12.8.2010

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:
Am 19.07.2010 bestimmte der Aufsichtsrat der Städtisches Klinikum Mün-
chen GmbH (StKM) in einer Sondersitzung die Direktorin des Klinikums
Neuperlach, Frau Birgitta Köbach, zur Interims-Geschäftsführerin. Nach
den Regelungen der „Dienstanweisung zur Organisation der Hygiene im
Bereich der Städtischen Klinikum München GmbH“ liegt die Gesamtver-
antwortung für die Krankenhaushygiene am jeweiligen Standort der ent-
sprechenden Klinikdirektion. In Ihrer Anfrage gehen Sie davon aus, dass
Frau Köbach von ihrer Gesamtverantwortung nicht befreit war, da die Wei-
tergabe der Informationen an die Geschäftsführer der StKM zu keinen Ver-
besserungen geführt hatte.

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet. Soweit die von Ihnen angesprochenen Fragen nach dem Gesell-
schaftsvertrag in die Zuständigkeit der Städtisches Klinikum München
GmbH fällt wird zur Beantwortung dieser Fragen daher im Folgenden die
Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH zitiert.

Vorbemerkung StKM:

Da in der Anfrage die Dienstanweisung „Organisation der Hygiene im
Bereich der Städtisches Klinikum München GmbH“ vom März 2009 an-
gesprochen wird, soll eingangs der Beantwortung kurz auf ihre Inhalte
Bezug genommen werden.

Die Dienstanweisung definiert das primäre Ziel der Krankenhaushygiene:
die Verhütung und Bekämpfung von Krankenhausinfektionen und deren
Ausbreitung. Sie stellt die Beteiligten im Bereich Hygiene und deren Aufga-
ben und Verantwortung dar. Beteiligte i.S.d. Dienstanweisung sind die Kli-
nikdirektionen, die Chefärztinnen und Chefärzte, die Pflegedienstleitungen,
die Krankenhaushygienikerin/der Krankenhaushygieniker, das Hygiene-
team (Hygieneärztinnen, -ärzte , -ingenieurinnen, -ingenieure, -fachkräfte)



Rathaus Umschau
Seite 7

und die ärztlich und pflegerischen Hygienebeauftragten. Die Instrumente
der Krankenhaushygiene wie Hygienepläne, -leitlinien und Infektionsstati-
stiken werden beschrieben, die Hygienekommissionen, der Beirat zur
Krankenhaushygiene und der Risikoausschuss als Kommunikationsein-
richtungen erläutert.

Frage 1:

Welche Verantwortung muss die jetzige Interims-Geschäftsführerin Birgitta
Köbach als Klinikdirektorin des Klinikums Neuperlach beim Hygieneskan-
dal übernehmen?

Antwort StKM:

Die Dienstanweisung weist der Klinikdirektion die Gesamtverantwortung
zu und dieser ist Frau Köbach in engem Zusammenspiel mit den o.a. Betei-
ligten, insbesondere den Chefärztinnen und Chefärzten, dem zuständigen
Hygienearzt und der pflegerischen Leitung unmittelbar, voll umfänglich und
dokumentiert nachgekommen. Die vorgegebenen Eskalationsstufen wur-
den nachweisbar und auch unter Umgehung des Dienstweges von ihr ge-
nutzt.

Frage 2:

Wie kann vermittelt werden, dass eine Chefin, die viele Monate schwer-
ste Hygieneprobleme in Kauf genommen und nicht abgestellt hat, jetzt –
in neuer Position – Abhilfe schaffen kann?

Antwort StKM:

Es ist unrichtig, dass Frau Köbach die Hygieneprobleme „in Kauf genom-
men“ hat, auch die „Weitergabe der Informationen“ ist eine zu schwache
Umschreibung für ihre vielen und nachweislichen Bemühungen und ihr
Drängen, eine Lösung für die Mängel in der Sterilgutaufbereitung zu errei-
chen. Die Lösung selbst konnte nicht von ihr ausgehen, da sie weder die
fachliche noch die disziplinarische Zuständigkeit für die Sterilgutaufberei-
tung innehatte.

Frage 3:

Wie ist die gesamte Problematik – neben der rechtlichen Würdigung –
auch hinsichtlich der Eignung von Frau Köbach für diese besondere Situa-
tion zu bewerten?
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Antwort:

Auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 wird verwiesen. Der Aufsichts-
rat hat in Kenntnis aller Umstände Frau Köbach als geeignet angesehen
und zur Interimsgeschäftsführerin bestellt.
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Hygiene-Missstände – welche Mauscheleien laufen da?

Anfrage Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 19.8.2010

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt zu Grunde gelegt:
„Wie heute bekannt wird, hat der Münchner SPD-Chef Hans-Ulrich Pfaff-
mann in einer Anfrage an die Staatsregierung aus einem noch nicht freige-
gebenen Protokoll der Stadtratsvollversammlung zitiert. Diese noch inter-
nen Protokolle erhält nur ein ausgewählter Kreis: neben der Verwaltung
bekommen ihn die Stadträte, die zitiert werden, um ihren Redebeitrag zu
autorisieren. Diese Vorab-Exemplare sind reine Internas und werden vom
Direktorium so sensibel behandelt, dass sogar in den Exemplaren, die die
Stadträte zur Freigabe erhalten, Stellen geschwärzt sind. Um so verwun-
derlicher, dass ein solches Exemplar nach außen dringen kann – ein Fall,
bei dem man gezielte Indiskretion an Herrn Pfaffmann in seiner Eigen-
schaft als SPD-Vorsitzender des Münchner Unterbezirks vermuten könn-
te.
Weiter verwundert es, dass der Gesundheitsreferent seine Aussagen hat
korrigieren lassen. In der Sitzung sprach er noch davon, dass er bei nicht-
städtischen Kliniken eine Intensivstation wegen der hygienischen Mängel
geräumt und geschlossen, die Sterilgutaufbereitung einer weiteren teilge-
schlossen habe. Vor dem Hintergrund der heute durch die Presse bekannt
gewordenen Änderungen im Protokoll, die weit moderater klingen, drängt
sich der Verdacht auf, er habe hier ablenken und vertuschen, eine Verteidi-
gungslinie aufbauen wollen.“

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet.

Ihre Anfrage vom 19.8.2010 wird wie folgt beantwortet:

a) Ihre Fragen zu Herrn Pfaffmann:

Frage 1:

Wo hat Herr Pfaffmann das noch nicht autorisierte Exemplar des Proto-
kolls her?

Antwort:

Vom Stenografischen Dienst wurden auch in diesem Fall die einschlägigen
Protokollausschnitte ausschließlich an die jeweiligen Rednerinnen und Red-
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ner aus dem Kreis der ehrenamtlichen und berufsmäßigen Stadtratsmit-
glieder sowie der Dienstkraft des RGU zur Autorisierung zugeleitet, die
sich an der Diskussion zu dem in Rede stehenden Tagesordnungspunkt
der Vollversammlung vom 28.07.2010 beteiligt bzw. die berichtet hatte/n.
Für das Referat für Gesundheit und Umwelt wird festgestellt, dass von
keiner Mitarbeiterin, keinem Mitarbeiter unbefugt diese Information wei-
tergegeben wurde.

Frage 2:

Wie kann ein solches Interna, das nur einem bestimmten Kreis bekannt
ist und das noch nicht autorisierte Redebeiträge beinhaltet, nach außen
gelangen?

Antwort:

Auf Antwort zu Frage a) 1 wird verwiesen.

b) Ihre Fragen zu Herrn berufsmäßigen Stadtrat Lorenz:

Frage 1:

Stimmen die Berichte, nach denen der Gesundheitsreferent seine Aussa-
gen hat ändern lassen?

Antwort:

Für ein Protokoll der Stadtratsvollversammlung gilt grundsätzlich das „ge-
sprochene Wort“.
Etwaige Berichtigungen bedürfen einer Verständigung zwischen der Red-
nerin/dem Redner und der Leitung des Stenographischen Sitzungsdien-
stes, wobei sich etwaige Berichtigungen nur auf sprachliche Fehler und
Unebenheiten beschränken müssen und den Sinn der Ausführungen oder
ihrer einzelnen Teile nicht ändern dürfen.
Dem Stenographischen Sitzungsdienst wurde vom RGU zur klareren Infor-
mation über inhaltliche Zusammenhänge eine ergänzende Differenzierung,
mit der Bitte um Aufnahme einer Fußnote in das Protokoll zu einem Rede-
beitrag von Herrn Stadtrat Lorenz übermittelt.

Frage 2:

Warum wurde dies nicht mitgeteilt?

Antwort:

Die Sitzungsprotokolle stehen jeweils knapp zwei Wochen nach Sitzungs-
termin als PDF-Dokument im Internet zur Verfügung. Aktuell wird im Inter-
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net derzeit darauf hingewiesen, dass das Protokoll der Sitzung der Vollver-
sammlung vom 28.7.2010 wegen der Sommerferien erst im Laufe des Sep-
tembers 2010 zur Verfügung gestellt werden kann.
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Gebührenberechnung für Kitas

Anfrage Stadträtinnen Jutta Koller und Sabine Krieger (Bündnis 90/Die
Grünen) vom 2.3.2010

Antwort Stadtschulrat Rainer Schweppe:

Am 02.03.2010 stellten Sie eine Anfrage gem. § 68 der Geschäftsordnung
des Stadtrats der Landeshauptstadt München in o. g. Angelegenheit.
In Ihrer Anfrage baten Sie darzustellen, auf welcher Basis in ca. 10 großen
Städten die Berechung der Gebühren für Kindertagesstätten beruht.

Weiterhin fragten Sie an:
Frage:

Gewähren die jeweiligen Städte Ermäßigungen? Wenn ja, in welcher Form:
1. Wird die wirtschaftliche Jugendhilfe herangezogen?
2. Sind die Beiträge gestaffelt

a) nach Einkommen?
b) nach der Anzahl der Kinder, die eine Kindertageseinrichtung

besuchen?
c) Gibt es Mischformen in der Berechnung?

3. Werden kommunale und freie Träger gleich behandelt? Wenn nicht,
welche Unterschiede gibt es?

Antwort:

Zur Beantwortung dieser Fragen wurden große Städte (unter anderem Ber-
lin, Hamburg, Frankfurt a. M., Nürnberg und Würzburg) angefragt. Darüber
hinaus wurden entsprechende Informationen bei weiteren Städten einge-
holt. Ausgewählt wurden diese Städte nach Größe der Kommune, Zahl der
Kindertageseinrichtungen und Standort in Deutschland (Nord, Süd, Ost,
West).
Von den insgesamt 15 angeschriebenen Trägern haben folgende detailliert
geantwortet: Augsburg, Berlin, Bremen, Dresden, Düsseldorf, Hamburg,
Hannover, Kiel, Köln, Leipzig, Nürnberg, Regensburg, Stuttgart und Würz-
burg.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen, im Folgenden 1., 2. und 3. benannt,
hat das Schul- und Kultusreferat nachstehende Informationen/Auskünfte
erhalten:
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Augsburg

Die Berechnung der Gebühren erfolgt auf Grundlage der Gebührensatzung
für die Kindertageseinrichtungen der Stadt Augsburg (Kindertageseinrich-
tungsgebührensatzung – KitaGebS) vom 27. Oktober 2009.

Zu 1.:

Ja.
Gemäß § 90 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3, 4 SGB VIII i.V.m. §§ 82, 85, 87, 88 und
92a SGB XII können die Elternbeiträge auf Antrag ganz oder teilweise er-
lassen werden, wenn die Belastungen den Eltern und dem Kind nicht zuzu-
muten sind. Voraussetzung ist, dass ein Kind Angebote zur Förderung in
Tageseinrichtungen und in Tagespflege (§§ 22 bis 25 SGB VIII) in Anspruch
nimmt. Da der Besuch einer Kindertageseinrichtung vorausgesetzt wird,
beschränkt sich die Beantwortung der Frage 1 darauf, ob die Kommunen §
90 SGB VIII heranziehen. Die Anwendung des § 90 SGB VIII ist für alle
Kommunen bindend (Bundesgesetz). Die Städte unterscheiden sich ledig-
lich in den Begrifflichkeiten. Somit konnte die Frage 1 durchgängig mit ‘Ja’
beantwortet werden.

Zu 2.:

a) Die anfallenden Gebühren sind nach Einrichtungsart und Buchungszeit,
nicht jedoch nach Einkommen gestaffelt.

b) Eine Ermäßigung wird für das zweite und ggf. weitere Kinder i.H.v.
20 % des entsprechend ermittelten Tabellenbeitrages gewährt.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Freie Träger von Kindertageseinrichtungen erhalten neben dem gesetzli-
chen einen freiwilligen Betriebskostenzuschuss (Festbetrag pro Haus-
haltsjahr, Verteilung nach Anzahl der Arbeitsstunden des pädagogischen
Personals). Eine Unterscheidung nach Trägerschaft findet nicht statt.

Berlin

Die Grundlage für die Berechnung der Kostenbeteiligung ist im Gesetz zur
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege (Kin-
dertagesförderungsgesetz – KitaFöG) geregelt.
Die Kindertagesstättenplätze werden über ein Gutscheinverfahren finan-
ziert. Der Gutschein enthält alle notwendigen Angaben über Art und Um-
fang des festgestellten Anspruchs und kann bei jedem Träger einer Tages-
einrichtung, der mit dem Land Berlin eine entsprechende Finanzierungsver-
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einbarung abgeschlossen hat und einen freien Platz zur Verfügung stellt,
eingelöst werden. Der Träger rechnet den Gutschein mit dem jeweils zu-
ständigen Jugendamt des Bezirks ab. Bei der Kindertagespflege wird der
Gutschein beim zuständigen Jugendamt eingereicht.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Elternbeiträge sind nach dem Einkommen (Summe der im letzten
Kalenderjahr vor Festsetzung der Kostenbeteiligung erzielten positiven
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 EStG – differenziert in 41
Einkommensstufen) und der Buchungszeit gestaffelt.

b) Geschwisterermäßigungen werden für das zweite Kind i.H.v. 80 %, für
das Dritte i.H.v. 60 % und für das Vierte i.H.v. 50 % des entsprechend
der Einkommensstufe ermittelten Tabellenbeitrages gewährt.

c) Bereits seit dem 01.01.2007 ist die Betreuung im letzten Jahr vor Be-
ginn der regelmäßigen Schulpflicht kostenfrei. Die Eltern müssen nur
noch den Verpflegungsanteil bezahlen. Diese Beitragsfreiheit wird
stufenweise ausgeweitet. Seit dem 01.01.2010 müssen die Eltern auch
im vorletzten Kindertageseinrichtungsjahr keine Beiträge mehr bezah-
len, und ab dem 01.01.2011 gilt die Kostenbeitragsfreiheit auch für das
vorvorletzte Jahr. Damit ist ab 2011 für alle drei- bis sechsjährigen
Kinder im Land Berlin der Kindertageseinrichtungsbesuch kostenlos.

Zu 3.:

Durch die Vorgaben des Gutscheinverfahrens werden alle Träger gleich be-
handelt.

Bremen

Grundlage für die Berechnung ist die Beitragsordnung für die Kindergärten
und Horte der Stadtgemeinde Bremen vom 23. September 1997.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Beiträge sind nach Einrichtungsart, Buchungszeit und Einkommen
des vorletzten Jahres (positive Jahreseinkünfte der Eltern im Sinne des
§ 2 Abs. 1 und 2 des EStG) gestaffelt.
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b) Für Geschwisterkinder, die gleichzeitig eine Tageseinrichtung gemäß
Bremisches Tageseinrichtungsgesetz besuchen, werden Beiträge in
Höhe von 70 % des entsprechend der Einkommensstufe ermittelten
Tabellenbeitrages erhoben, mindestens in Höhe der ersten Einkom-
mensstufe. Für das dritte Kind und weitere Kinder sind Beiträge in Höhe
des Mindestbetrages (20. Stufe der Beitragstabelle) zu zahlen.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Es werden alle Träger von Einrichtungen gleich behandelt.

Dresden

Die Berechnung der Elternbeiträge erfolgt nach dem Sächsischen Kinderta-
gesstättengesetz (SächsKitaG). Gem. § 14 SächsKitaG sind für die Be-
rechnung der Elternbeiträge die durchschnittlichen Betriebskosten (Perso-
nal- und Sachkosten) eines Platzes je Einrichtungsart unter Berücksichti-
gung der Betreuungszeit zu berücksichtigen. Dabei sollen die ungekürzten
Elternbeiträge lt. § 15 Abs. 2 SächsKitaG bei Krippen 20 - 23 % und bei
Kindergärten und Horten 20 - 30 % der zuletzt bekannt gemachten Be-
triebskosten nicht übersteigen.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Eine Staffelung der Beiträge erfolgt nach Buchungszeit und Einrich-
tungsart, nicht jedoch nach Einkommen.

b) Eltern mit mehreren Kindern, die gleichzeitig eine Kindertageseinrich-
tung besuchen, erhalten Geschwisterermäßigungen für das zweite Kind
i.H.v. 40 % und ab dem dritten Kind i.H.v. 100 % des entsprechend
ermittelten Tabellenbeitrages.

c) Alleinerziehende erhalten für das erste Kind 10 %, das zweite Kind
50 % und ab dem dritten Kind 100 % Ermäßigung des entsprechend
ermittelten Tabellenbeitrages. Im letzten Tageseinrichtungsjahr werden
im Umfang einer täglichen Betreuungszeit von bis zu neun Stunden
keine Elternbeiträge erhoben (Elternbeitragsfreiheit).

Zu 3.:

Die Festsetzung der Elternbeiträge erfolgt per Stadtratsbeschluss und ist
für alle Einrichtungen bindend, egal welcher Trägerschaft.
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Düsseldorf

Grundlage der Berechnung ist die Satzung vom 05.02.2009 über die Er-
hebung von Elternbeiträgen für die Betreuung von Kinder in Tageseinrich-
tungen.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Berechnung der Beiträge richtet sich nach dem Jahreseinkommen
(Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des
EStG; das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz (BEEG) und
entsprechenden Vorschriften ist zum Einkommen nicht hinzuzurechnen)
aus dem vorangegangenen Kalenderjahr. Der Elternbeitrag richtet sich
neben der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen
nach dem Alter des Kindes sowie dem Betreuungsumfang und Betreu-
ungsart. Die Betreuung von Kindern ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt
ist unabhängig von der Betreuungsart beitragsfrei. Die Eltern müssen
lediglich den Verpflegungsanteil bezahlen.

b) Wenn sich mehr als ein Kind einer Familie in einer Kindertageseinrich-
tung befindet, entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere
Kind.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Die Festsetzung der Elternbeiträge erfolgt per Satzungsbeschluss und ist
für alle von der Stadt Düsseldorf geförderten freien Träger bindend.

Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg unterhält keine eigenen Kindertages-
einrichtungen. Alle Kindertageseinrichtungen sind in freier Trägerschaft. Die
Berechnung der Elternbeiträge wird nach der Familieneigenanteilsverord-
nung vorgenommen.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Beiträge sind gestaffelt nach Familiengröße, Einrichtungsart und
aktuellem Nettoeinkommen (hiervon werden in Abzug gebracht: Ar-
beitsmittelpauschale, Fahrtkosten, Beiträge für Berufsverbände). Für
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die Ermittlung des Einkommens ist das im Bewilligungszeitraum zu
erwartende monatliche Einkommen der Eltern maßgebend.

b) Für das jüngere Kind wird der seiner Leistungsart entsprechende volle
Beitrag berechnet. Für das ältere Kind reduziert sich der der Leistungs-
art entsprechende Betreuungsanteil auf ein Drittel, jedoch höchstens
auf den jeweils niedrigsten Tabellenwert der in Anspruch genommenen
Leistungsart.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Alle ca. 900 Kindertageseinrichtungen in Hamburg werden in freier Träger-
schaft betrieben.

Hannover

In der Landeshauptstadt Hannover wird für die Nutzung einer Kindertages-
stätteneinrichtung ein Beitrag in Form eines privatrechtlichen Entgeltes
erhoben, das gemäß einer vom Rat der Landeshauptstadt Hannover auf-
gestellten Beitragsstaffel festgesetzt wird.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Beiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der mit
dem Kind zusammenlebenden Elternteile unter Berücksichtigung der
Zahl ihrer Kinder (Einkommensgrenze) gestaffelt. Grundlage für die
Berechnung ist das Nettoeinkommen. Grundsätzlich wird das Einkom-
men des vor Beginn des Tageseinrichtungsjahres liegenden Kalender-
jahres zu Grunde gelegt.

b) Geschwisterermäßigung wird gewährt, wenn zwei oder mehr Kinder
derselben Beitragspflichtigen gleichzeitig elternbeitragspflichtige Einrich-
tungen besuchen. Für das lebensälteste dieser Kinder wird der volle
Beitrag erhoben, für das nächstältere der halbe Beitrag des entspre-
chend der Einkommensstufe ermittelten Tabellenbeitrages und für alle
jüngeren kein Beitrag.

c) Lediglich in Fällen, bei denen neben dem Besuch eines Kindes von
Beitragspflichtigen in einer Kindertageseinrichtung noch für mindestens
ein weiteres Kind Tagespflege nach § 23 SGB VIII gewährt wird, wird
von vornherein eine Ermittlung des zumutbaren Betrages nach § 90
Abs. 3 und 4 SGB VIII vorgenommen (Mischform bzw. Quotelungsfall).
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Zu 3.:

Diese Entgeltregelung ist als Rechtsgrundlage für kommunale Einrichtun-
gen als auch für alle Träger bindend, die von der Landeshauptstadt Hanno-
ver in der Jugendhilfeplanung berücksichtigt und somit auch gefördert wer-
den.

Kiel

Grundlage der Berechnung ist die Gebührensatzung der Landeshauptstadt
Kiel für Kindertageseinrichtungen und geförderte Tagespflege vom 14. Juni
2005. Die Gebührensatzung wird bei den städtischen und bei den Einrich-
tungen der freien Träger angewendet.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Die Höhe der Entgelte für die pädagogische Betreuung der Kinder sind
gestaffelt nach der Einrichtungsart, der Buchungszeit und dem aktuel-
len Familieneinkommen. Eine Ermittlung des aktuellen Einkommens
erfolgt in der Regel aufgrund der Vorlage einer Arbeitgeberbescheini-
gung oder Verdienstabrechnungen für die letzten zwölf Monate. Grund-
lage für die Berechnung ist das Nettoeinkommen.

b) Geschwisterermäßigungen werden gewährt nach der Anzahl der Famili-
enmitglieder in der Familie und wie viele Kinder gleichzeitig eine Kinder-
tageseinrichtung besuchen. Für das zweite Kind wird eine Ermäßigung
i.H.v. 50 % des entsprechend der Einkommensstufe ermittelten Tabel-
lenbeitrages gewährt, ab dem dritten Kind 100 %.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Die Gebührensatzung wird sowohl für Kinder, die eine städtische Kinderta-
geseinrichtung als auch eine Einrichtung der freien Träger besuchen, ange-
wendet.

Köln

Grundlage der Berechnung ist die Satzung über die Erhebung von Eltern-
beiträgen zu Kindertageseinrichtungen und außerunterrichtlichen Angebo-
ten der Offenen Ganztagsschulen vom 03. Dezember 2008.

Zu 1.:

Ja.
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Zu 2.:

a) Die Beiträge sind nach Betreuungsumfang, Alter des Kindes und Ein-
kommen gestaffelt.

b) Geschwisterermäßigungen werden gewährt. So ist nur für ein Kind ein
Beitrag zu erheben. Als Erstkind gilt das Kind, für das sich nach dem
Einkommen und der Betreuungsart der höchste Beitrag ergibt.

c) Für die Zeit, für die ein Kind mehr als 24 Monate im Kindergarten ange-
meldet ist, muss nur die Hälfte des berechneten Elternbeitrags gezahlt
werden. Zeiten in Spielgruppen oder ähnlichen privat organisierten
Betreuungsformen werden nicht berücksichtigt.

Zu 3.:

Die Beiträge sind für alle Trägerarten gleich.

Leipzig

Die Berechnung der Elternbeiträge erfolgt nach dem Sächsischen Kinderta-
gesstättengesetz (SächsKitaG). Gem. § 14 SächsKitaG sind für die Be-
rechnung der Elternbeiträge die durchschnittlichen Betriebskosten (Perso-
nal- und Sachkosten) eines Platzes je Einrichtungsart unter Berücksichti-
gung der Betreuungszeit zu berücksichtigen. Dabei sollen die ungekürzten
Elternbeiträge lt. § 15 Abs. 2 SächsKitaG bei Krippen 20 - 23 % und bei
Kindergärten und Horten 20 - 30 % der zuletzt bekannt gemachten Be-
triebskosten nicht übersteigen.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Eine Staffelung der Beiträge erfolgt nach Buchungszeit und Einrich-
tungsart, nicht jedoch nach Einkommen.

b) Eltern mit mehreren Kindern, die gleichzeitig eine Kindertageseinrich-
tung besuchen, erhalten Geschwisterermäßigungen für das zweite Kind
i.H.v. 40 % und ab dem dritten Kind i.H.v. 100 % des entsprechend
ermittelten Tabellenbeitrages.

c) Alleinerziehende erhalten für das erste Kind 10 %, das zweite Kind
50 % und ab dem dritten Kind 100 % Ermäßigung des entsprechend
ermittelten Tabellenbeitrages. Im letzten Tageseinrichtungsjahr werden
im Umfang einer täglichen Betreuungszeit von bis zu neun Stunden
keine Elternbeiträge erhoben (Elternbeitragsfreiheit).
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Zu 3.:

Die Festsetzung der Elternbeiträge erfolgt per Stadtratsbeschluss und ist
für alle Einrichtungen bindend, egal welcher Trägerschaft.

Nürnberg

Grundlage der Berechnung für die Elternbeiträge ist die Kindertageseinrich-
tungsGebS – KitaGebS der Stadt Nürnberg vom 02.08.2007.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Eine Staffelung erfolgt in Nürnberg nach Nutzungszeit und Einrichtungs-
art. Eine Staffelung nach Einkommen erfolgt nicht.

b) Geschwisterermäßigungen werden gewährt. Ab dem 2. Kind, das
gleichzeitig eine städtische Kindertageseinrichtung besucht, wird die
Gebühr um 10 Euro des ermittelten Tabellenbeitrages verringert.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Die Einrichtungen freier Träger müssen in jedem Fall kostendeckend betrie-
ben werden, da in Nürnberg kein Defizitausgleich stattfindet. Somit liegen
die Elternbeiträge der kommunalen Einrichtungen, die auch sozialpolitisch
beeinflusst sind, in der Regel etwas niedriger als die der freien Träger.

Regensburg

Grundlage ist die Satzung der Stadt Regensburg über die Erhebung von
Gebühren für die Benutzung der städtischen Kindertageseinrichtungen
(Kindertageseinrichtungen – Gebührensatzung – KiTGS) vom 10. August
2005.

Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a) Staffelungen nach Einkommen erfolgen nicht. Die Beiträge sind nach
Buchungszeiten gestaffelt.

b) Geschwisterermäßigungen werden nicht gewährt.
c) Mischberechnungen erfolgen nicht.
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Zu 3.:

Die freigemeinnützigen Träger sind in ihrer Gebührenerhebung grundsätz-
lich nicht an die städtischen Gebühren gebunden.
Aber: Die Kindergärten erhalten von der Stadt als freiwillige Betriebsko-
stenförderung 11,72 % der geleisteten Förderung (Kommune und Frei-
staat). Voraussetzung für diese Leistung ist, dass die Gebühren der Kin-
dergärten mindestens 95 % der städtischen Gebühren betragen.

Stuttgart

Grundlage der Berechnung ist die Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart
über die Benutzung von städtischen Tageseinrichtungen für Kinder vom
Februar 2009. Die städtischen Gebühren werden derzeit auf der Basis ei-
nes einheitlichen Stundensatzes (0,63 Euro/Std.) berechnet. Dieser Stun-
densatz gilt unabhängig von der jeweiligen Betreuungsform.

Zu 1.:

Bonuscardempfänger sind von der Gebühr vollständig befreit und müssen
lediglich ein reduziertes Essensgeld bezahlen (20 Euro je Kind und Monat).
Der Erwerb der Bonuscard wird auf der Grundlage einer eigenen Einkom-
mensberechnung vorgenommen, die vom städtischen Sozialamt durchge-
führt wird und die sich von der Einkommensberechnung nach § 90 SGB
VIII unterscheidet.

Zu 2.:

a)  Eine Staffelung erfolgt nach Buchungszeit und Einrichtungsart, nicht
jedoch nach dem Einkommen.

b) Geschwisterermäßigungen werden für das 2. Kind innerhalb der Familie
i.H.v. 65 %, für das 3. Kind i.H.v. 37 % und ab dem 4. Kind i.H.v. 33 %
des entsprechend ermittelten Tabellenbeitrages gewährt.

c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Antworten zu freien Trägern wurden nicht gegeben.

Würzburg

Die zu erhebenden Elternbeiträge innerhalb der Stadt Würzburg werden
gemeinsam mit den Trägern der freien Jugendhilfe nach familienpolitischen
Gesichtspunkten festgesetzt. Hierzu finden in regelmäßigen Abständen
Trägergespräche statt. Eine spezielle Berechnungsgrundlage gibt es hierfür
nicht. Bei den jährlichen Erhöhungen werden die Tarifsteigerungen im öf-
fentlichen Dienst zugrunde gelegt. Eine Satzung über die Erhebung von
Elternbeiträgen hat die Stadt Würzburg nicht erlassen.
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Zu 1.:

Ja.

Zu 2.:

a)  Eine Staffelung erfolgt nach Buchungszeit und Einrichtungsart, nicht
jedoch nach Einkommen.

b) Das 3. Kind einer Familie ist beitragsfrei.
c) Mischberechnungen erfolgen nicht.

Zu 3.:

Es erfolgt keine Unterscheidung zwischen kommunalen und freien Trägern.
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Mario Schmidbauer

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8

80331 München        ANTRAG
       06.09.10

Absolutes Überholverbot vor Schulen

Dem Stadtrat möge beschließen:

Vor jeder Münchner Schule und Kindertagesstätte, die sich in einer Tempozone 30 
befindet, wird ein absolutes Überholverbot eingeführt.

Begründung:
Zum wiederholten Mal wurde ich vor Schulen innerhalb der Tempozone 30 von 
rücksichtslosen Verkehrsteilnehmern überholt.

gez.
Mario Schmidbauer
Stadtrat

CSU-Stadtrats-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München
Tel: 233 92650; Fax: 29 13 765; Email: csu-fraktion@muenchen.de
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